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Geschäftsbericht 2023
 
Gestützt auf Art. 16 Abs. 1 des Reglements über die Ombudsperson  
erstattet die Ombudsperson dem Stadtparlament der Stadt St.Gallen 
Bericht über seine Tätigkeit im Jahr 2023.

St.Gallen im März 2024

Georg Kramer, Ombudsperson
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Sehr geehrter Herr Präsident,
sehr geehrte Frau Vizepräsidentin,
geschätzte Stadtparlamentarierinnen  
und Stadtparlamentarier

Es freut mich, Ihnen hiermit den Bericht über die  
Tätigkeit der Ombudsstelle der Stadt St.Gallen für 
das Berichtsjahr 2023 übergeben zu können. 

Im Fokus der Geschäftsberichte der vergangenen 
zwei Jahre stand der Trend hin zu signifikant stei-
genden Fallzahlen vom langjährigen Durchschnitt 
von 44 Eingängen pro Jahr bis zu 61 Eingängen im 
Jahr 2022. Dieser Trend konnte im Berichtsjahr 
glücklicherweise nicht bestätigt werden. Die Fall-
zahlen haben im Berichtsjahr wieder durchschnittliche 
Werte erzielt. 

Die Ombudsstelle der Stadt St.Gallen ist eine Insti
tution, die nicht selbstverständlich ist. Nur wenige 
Städte in der Schweiz verfügen über eine Parlamen-
tarische Ombudsstelle. Neben St.Gallen sind dies 
insbesondere die Städte Rapperswil-Jona, Zürich, 
Luzern, Zug, Bern, Basel-Stadt, Lausanne oder Genf. 

Die Verwaltung wird zunehmend als undurchsichti-
ges, komplexes und bürgerfernes System angese-
hen. Die Ombudsstelle hat einerseits den Zweck,  
im Rahmen ihrer Zuständigkeit Rechtssuchende und 
Arbeitnehmende der Stadt St.Gallen bei rechtlichen  
Fragestellungen über die Rechtslage und die Verwal-
tungsabläufe zu informieren und zu beraten. Anderer-
seits gehört es zu den Kernaufgaben der Ombuds- 
stelle in Konfliktsituationen zu vermitteln und Bean-
standungen von BürgerInnen und Bürgern bzw.  
Arbeitnehmenden der Stadt St.Gallen zu prüfen.

Die Ombudsstelle steht gleichzeitig innerhalb wie 
ausserhalb der Verwaltung und der gesetzlichen Ver-
waltungsverfahren. Die Ombudsstelle hat keine Ent-
scheidungsbefugnisse. Sie kann nicht verfügen; sie 
kann nur empfehlen, beraten und vermitteln. Anlie-
gen an die Ombudsstelle sind grundsätzlich nicht an 
Formalien und Fristen gebunden. Die Ombudsstelle 
ist in ihrer Vorgehensweise grundsätzlich frei und sie 
richtet ihr Vorgehen auch nach den Interessen der 
rechtssuchenden Person. 

Gerade bei personalrechtlichen Konflikten ist es die 
Regel, dass die betroffene Person nicht wünscht, 
dass Vorgesetzte oder die Personaldienste über ihre 
Anfrage informiert werden. Die Niederschwelligkeit 
und Kostenlosigkeit des Verfahrens macht das Om-
budsverfahren grundsätzlich sehr attraktiv. Im Ge-
genzug bedeutet dies, dass die Ombudsstelle das 
Verfahren sehr individuell an den Einzelfall anpassen 
kann und somit nicht auf standardisierte Verfahren 
zurückgreifen kann. Auch wenn das Verfahren der 
Ombudsstelle nicht durch Verfahrensgesetze eng-
maschig geregelt ist und durch Informalität geprägt 
ist, hat die Ombudsstelle allgemeine rechtliche Ver-
fahrensgrundsätze (Unparteilichkeit, Unabhängigkeit, 
Rechtliches Gehör) sachgemäss zu berücksichtigen.

Gemäss Praxisstandards der Internationalen Om-
budsvereinigung (IOA) vom 17. März 2022 fungiert 
die Ombudsperson als unparteiische, neutrale und 
unvoreingenommene Instanz (Ziffer 3.1.). Sie setzt 
sich für gleichberechtigte Prozesse ein, übernimmt 
aber keine Interessenvertretung für irgendjeman-
den (Ziffer 3.3.). 

Gerade wenn die Ombudsstelle in einem ersten 
Stadium nur beratend tätig ist und in einem weite-
ren Stadium doch eine Vermittlung unter Einbezug 
der Behörde oder der vorgesetzten Stelle nötig bzw. 
gewünscht wird, muss die Ombudsperson einen 
Rollenwechsel vom Berater hin zu einem neutralen 
Vermittler vornehmen. In solchen Konstellationen 
stets die nötige sachliche und persönliche Distanz 
und Unvoreingenommenheit zu wahren, kann nur 
gelingen, wenn die Rolle der Ombudsperson gegen-
über sämtlichen Parteien zu jedem Zeitpunkt trans-
parent gemacht wird und sich die Ombudsperson 
über ihre jeweilige Rolle und Verantwortung jeder-
zeit bewusst ist.

Häufig ist es so, dass bei einer Vermittlung auf der 
einen Seite eine rechtsunkundige Person steht und 
auf der anderen Seite die Behörde durch hochspezi-
alisiertes Fach- und Kaderpersonal vertreten wird. In 
solchen Fällen erachte ich es im Sinne der Gewähr-
leistung gleichlanger Spiesse als Aufgabe der Om-
budsstelle, mit der gebotenen Zurückhaltung dafür 
zu sorgen, dass die asymmetrischen Verhandlungs-
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situation gemildert wird. Im Sinne der Lösungs- 
findung gleichzeitig neutral zu sein und trotzdem  
aktiv dafür zu sorgen, dass auch die schwächere 
Partei gehört wird, ihre Standpunkte und Interessen 
sachgerecht einbringen und vertreten kann, mag 
verfassungsrechtlich einer Quadratur des Kreises 
gleichkommen. In der Praxis zeigt sich aber, dass 
dies ohne Probleme gelingen kann.

Bei der Vornahme von Abklärungen und Empfehlungen 
spielen die Neutralität und Unvoreingenommenheit 
der Ombudsperson eine besondere Rolle. Dem ent-
spricht Ziffer 3.2 der IOA-Praxisstandards, wonach die 
Ombudsperson ihre Beteiligung ablehnt, wenn sie 
feststellt, dass sie sich in einem tatsächlichen oder  
vermeintlichen Interessenkonflikt befinden könnte.

Für das ordnungsgemässe Funktionieren der Om-
budsstelle ist es daher zentral, dass bei tatsächli-
chen oder scheinbaren Interessenskollisionen, Vor-
befassung und ähnlichen Konstellationen mit Gildo 
Da Ros ein erfahrener und kompetenter Stellvertre-
ter zur Verfügung steht und die Bearbeitung des Fal-
les übernehmen kann. Ich danke Gildo Da Ros für 
sein Engagement und die gute und unkomplizierte 
Zusammenarbeit. Der Ombudsmann-Stv. arbeitete 
während 22 Stunden für die Ombudsstelle.

Abschliessend gilt auch in diesem Jahr mein Dank 
im Speziellen Frau Ruth Niedermann-Müller. Ihr Be-
schäftigungsumfang im Home-Office betrug unver-
ändert 20 %. 

Im Berichtsjahr gingen 44 neue Fälle ein. Diese  
Ziffer deckt sich mit dem langjährigen Durchschnitt. 
Genau die Hälfte der Eingänge betrifft personalrecht-
liche Angelegenheiten. Auffällig ist, dass im Ver-
gleich zu den Vorjahren weniger Vermittlungen 
durchgeführt werden konnten. 

Eine besondere Häufung von Beschwerden in ei-
nem bestimmten Teilbereich des Verwaltungshan-
delns, welche auf strukturelle Defizite und Mängel 
in diesem Bereich hindeuten könnten, war auch in 
diesem Berichtsjahr nicht feststellbar. 

In diesem Zusammenhang möchte der Unterzeich-
nete erneut mit allem Nachdruck darauf hinweisen, 

dass dieser Geschäftsbericht nur über die Tätigkeit 
der Ombudsstelle Auskunft gibt und kein Gradmes-
ser für die Qualität von Teilen der Verwaltung oder 
die Zufriedenheit der Mitarbeitenden ist. 

Gemessen an der Einwohnerzahl der Stadt St.Gallen  
erscheint die absolute Anzahl der Beschwerden im 
Vergleich zu anderen parlamentarischen Ombuds-
stellen weiterhin als relativ gering. 

Dieser bemerkenswerte Umstand wird auch in der 
Monografie «Die Ombudsinstitution in der Schweiz» 
von Dr. Werner Moser aus dem Jahr 2021 erwähnt. 
Auf die Frage des Autors hin, weshalb die Stadt 
St.Gallen mit ihren annähernd 80 000 Einwohnern 
der Ombudsstelle jährlich nur rund 40 Beschwerde-
fälle zu bearbeiten gebe, soll der ehemalige Stadt-
präsident Heinz Christen geantwortet haben, «die 
St.Gallerinnen und St.Galler seien halt in ihrer gros-
sen Mehrzahl ein friedfertiges Volk, das sich ungern 
gegen amtliche Verfügungen aufzulehnen und zu  
beschweren pflege» (S. 34).

Ich überlasse es jedem einzelnen Leser und jeder 
einzelnen Leserin, sich zu dieser – hier nur anekdo-
tenhaft widergegebenen – These aufgrund der eige-
nen Lebenserfahrung eine Meinung zu bilden.

Georg Kramer
Ombudsmann 

Gildo Da Ros 
Ombudsmann-Stv. 

Ruth Niedermann-Müller 
Sekretariat
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2.1 Fallzahlen und Veränderungen gegenüber 
dem Vorjahr
Ausgehend vom Aufgabenbereich der Ombuds
stelle lassen sich unverändert externe Fälle, die 
das Verhältnis zwischen Privaten und der städti-
schen Verwaltung betreffen und interne Fälle  
(Personalangelegenheiten) unterscheiden. 

Im Jahr 2023 sind bei der Ombudsstelle 44 Fälle 
eingegangen, welche städtische Behörden und 
Personalkonflikte betreffen (Vorjahr: 61 Fälle). Mit 
den sieben pendenten Fällen aus dem Jahr 2022 
konnten insgesamt 49 Fälle abgeschlossen wer-
den (Vorjahr 57). Per 31. Dezember 2023 konnten 
zwei Fälle nicht abgeschlossen werden und sind 
auf das nächste Berichtsjahr zu übertragen.
 

21 22 23
Eingegangene Fälle 60 61 44 
– davon extern 28 29 22 
– davon intern 32 32 22 
Pendenzen aus dem Vorjahr 4 3 7 
erledigte Fälle 61 57 49 
Pendent per 31.12.2023 2 

Grafik 1: Fallzahlen

Das Verhältnis zwischen internen und externen 
Fällen betrug im Berichtsjahr exakt 50 %. Damit 
bestätigt sich erneut der Trend, dass vermehrt 
Personen mit personalrechtlichen Fragestellungen 
an die Ombudsstelle gelangen. 

Grafik 2: Veränderung externe und interne Fälle 

2.2 Verteilung auf die Direktionen
Die neu eingegangenen Fälle verteilen sich wie 
folgt auf die Direktionen:

21 22 23
Direktion Inneres und Finanzen 9 8 4 
– davon Personalangelegenheiten 2 2 1 
Direktion Bildung und Freizeit 22 17 7 
– davon Personalangelegenheiten 21 17 7 
Direktion Soziales und Sicherheit 13 26 20 
– davon Personalangelegenheiten 2 8 8 
Direktion Technische Betriebe 5 1 9 
– davon Personalangelegenheiten 3 1 6 
Direktion Planung und Bau 9 5 4 
– davon Personalangelegenheiten 4 1 1 
Stadtrat 1 1 0 
Institutionen ausserhalb der 
Stadtverwaltung, die im Auftrag 
der Stadt öffentliche Aufgaben 
erfüllen

1 3 0

Grafik 3: Verteilung auf die Direktionen 

2	 Statistik: Zahlen zur Ombudstätigkeit
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2.3 Auskünfte / Weiterverweisungen bei  
Unzuständigkeit
Diese Rubrik umfasst Anfragen, welche nach Fest-
stellung der Unzuständigkeit nach Möglichkeit an 
andere, zuständige Stellen verwiesen wurden.  
Dieser ebenfalls wesentliche Teil der Arbeit der 
Ombudsstelle wird in aller Regel durch unsere  
Sekretariats-Mitarbeiterin Ruth Niedermann-Müller 
übernommen. Ihre Aufgabe ist es, nach einem 
Erstkontakt Hinweise zur Zuständigkeit der Om-
budsstelle zu erfragen und die Ratsuchenden in 
klaren Fällen an andere Stellen zu verweisen.

21 22 23
Auskünfte / Weiter-
verweisungen

106 102 88

2.4 Ombudstätigkeit
Die nachfolgenden Zahlen geben Auskunft über 
stattgefundene persönliche Besprechungen (ohne 
telefonische Besprechungen) und Sitzungen mit 
den Parteien. 

21 22 23
Persönliche Besprechungen  
– mit anfragenden Personen 19 25 26 
– mit Verwaltungsstellen 7 9 3 
Augenscheine 2 1 0
Vermittlungsgespräche mit
Anwesenheit beider Parteien

9 10 3 

2.5 Erledigung

21 22 23
Beratung und Information 32 35 33 
Vermittlung total 17 14 6 
– erfolgreich 10 8 4 
– teilweise erfolgreich 6 1 0 
– erfolglos 1 5 2 
Schriftliche Empfehlung 0 1 1 
Beschwerde abgelehnt 7 0 5
Nichteintreten / Rückzug 5 7 4 
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3	 Themenschwerpunkte

3.1 Kurzbeschreibung von Themen
Mit Rücksicht auf die Interessen der involvierten Personen und insbesondere zur Wahrung 
ihrer Anonymität, wird im Geschäftsbericht grundsätzlich auf die detaillierte Schilderung 
einzelner Fälle verzichtet.  

Themen bei externen Fällen 
–	 Zuschlag bei zu spät gelöstem E-Ticket
–	 Schneeräumung
–	 Umfang der Nothilfe für Flüchtlinge mit Schutzstatus S
–	 Umfang des Grundbedarfs in der Sozialhilfe
–	 Akteneinsicht von Drittpartei bei verwaltungsrechtlichen Verträgen
–	 Gaspreis
–	 Rückzahlung von Pflegegeld
–	 Probleme mit SozialberaterIn
–	 Mangelnde Kundenfreundlichkeit SachbearbeiterIn

Themen bei internen Fällen 
–	 Anspruchsvoraussetzungen für Treueprämie
–	 Anspruchsvoraussetzungen für Dienstaltergeschenk
–	 Arbeitseinteilung bei Teilarbeitsfähigkeit
–	 Rückzahlung Weiterbildungskosten
–	 Arbeitszeugnis
–	 Konflikt am Arbeitsplatz 
–	 Konflikt mit Vorgesetzten
–	 Umfang der personalrechtlichen Treuepflicht
–	 Lohnerhöhung
–	 Verzögerungen bei Ausstellung eines Zwischenzeugnisses



Stadt St.Gallen

Ombudsstelle

Waisenhausstrasse 17

Postfach 1518

CH-9001 St.Gallen

Telefon +41 71 224 52 74

ombudsstelle@stadt.sg.ch 

www.ombudsstelle.stadt.sg.ch


